
E. FAZIT

Die eingangs aufgeworfene Frage nach der sachgerechten Be-
grenzung der Anfechtungsmöglichkeit ist bislang im Rahmen
der Diskussion um die Ausnahmevorschrift des § 119 II
BGB bekannt. An sich ist die Fehlvorstellung über eine Ei-
genschaft der Sache ein reiner Motivirrtum, denn der Erklä-
rende irrt sich nicht bei der Erklärungshandlung und das, was
er erklärt hat, ist auch das, was er gewollt hat, womit auch
kein Inhaltsirrtum vorliegt. Die Fehlvorstellung bezog sich
auf eine außerhalb seiner Erklärung liegende, nämlich dieser
vorgelagerten Motivation, diese Erklärung abzugeben. Die in
diesem Zusammenhang bekannten Ansätze, wie das in
§ 119 II BGB verwendete Abgrenzungskriterium der Ver-
kehrswesentlichkeit (oder auch im Sinne einer Vertrags-
wesentlichkeit)65 der Eigenschaft, verfolgen das Ziel der sach-
gerechten Begrenzung der Anfechtungsmöglichkeit bei einem
nicht erklärungsbezogenen (Motiv-)Irrtum. Dabei verlagert
sich die Diskussion von der Abgrenzung des Motiv- vom
Inhaltsirrtum in die darunterliegende Definitionsebene der
Verkehrswesentlichkeit der Eigenschaft und damit der Nähe
der Fehlvorstellung zur Erklärung.

Ähnlich herausfordernd für die Praxis stellt sich der vom
BGH entschiedene Fall dar.66 Der Rechtsfolgenirrtum kann
sehr vielfältig beim Erklärenden auftreten. Weicht die vor-
gestellte von der eingetretenen Rechtsfolge ab, liegt zwar ein
Irrtum des Erklärenden vor, allerdings beschränkt die Recht-
sprechung die Anfechtungsmöglichkeit der sich über die
Rechtsfolge seiner Erklärung Irrenden auf die Fälle, in denen
sich der Irrtum auf unmittelbare Rechtsfolgen der Willens-
erklärung bezieht. Irrt sich der Erklärende über Rechtsfolgen,
die keine unmittelbare Folge seiner Erklärung sind, sondern
sich bloß mittelbar durch seine Erklärung aus dem Gesetz
ergeben, kann er nicht anfechten. Folgende Beispielsfälle ver-
deutlichen die Abgrenzung: Irrt der Erklärende darüber, dass

er mit der Erklärung einen Kaufvertrag abschließt (und er
damit eine kaufvertragliche Zahlungspflicht begründet), kann
er anfechten. Irrt er hingegen über seine als Verkäufer beste-
hende Einstandspflicht im Rahmen der Gewährleistung, be-
trifft dies nur eine mittelbare Folge seiner Erklärung, und er
kann nicht anfechten. Tritt jemand in das Geschäft eines
Einzelhandelskaufmanns ein und irrt sich dabei über den
„Eintritt“ selbst,67 bezieht sich der Irrtum auf die unmittel-
bare Rechtsfolge. Irrt sich der Eintretende dagegen darüber,
dass er mit dem Eintritt auch für die bisherigen Verbindlich-
keiten des Geschäftsinhabers haftet, berechtigt diese Fehlvor-
stellung nicht zur Anfechtung, weil diese Rechtsfolge nicht
von seinem Willen abhängig ist, sondern sich aus dem Gesetz
(§ 28 I 1 HGB) ergibt.68

Die jüngste BGH-Entscheidung in diesem Kontext gibt zwar
Klarheit hinsichtlich der kontrovers geführten Debatte, ob
ein Irrtum hinsichtlich der zur Erbschaft berufenen Person
bei einer lenkenden Ausschlagung beachtlich sein kann. Dies-
bezüglich hält der BGH jedoch an seiner auch so bereits
erwarteten69 Rechtsprechung fest und schließt eine Anfech-
tungsmöglichkeit aus, auch wenn die Fehlvorstellungen die
Hauptmotivation für die Ausschlagung sein sollten. Die
schwierige Begrenzung der Anfechtungsmöglichkeit verlagert
sich allerdings in den Bereich der Grenzziehung zwischen
unmittelbaren und nur mittelbaren Rechtswirkungen.70

65 Flume BGB AT II, 4. Aufl. 1992, S. 474 ff.; Medicus/Petersen BGB AT, 11. Aufl.
2016, § 48 Rn. 767.

66 Zu diesen Herausforderungen bereits als Anmerkung zur Vorinstanz Lange ZEV
2022, 527 f.

67 Für den Eintritt genügen bereits Nießbrauch und Pacht, vgl. Hopt/Merkt, HGB,
42. Aufl. 2023, HGB § 28 Rn. 3.

68 Diese Beispielsfälle und noch einige mehr mit zahlreichen Nachweisen finden sich
bei BeckOKBGB/Wendtland, 66. Ed. 1.5.2023, § 119 Rn. 32.

69 Vgl. Lange ZEV 2022, 527 f.
70 Auf die damit verbundenen Probleme hat bereits die Vorinstanz (OLG Hamm

ZEV 2022, 525 Rn. 16) hingewiesen.

ÜBUNGSBLÄTTER STUDIUM · BASICS KLAUSUR ZIVILRECHT · „DIE VERLEGBARE HOCHZEITSFEIER“

Akad. Rat a. Z. Dr. Andreas Seidel, Göttingen*

„Die verlegbare Hochzeitsfeier“

„Coronamieten“; allgemeines Leistungsstörungsrecht; mietrechtliches Gewährleistungsrecht
Fortgeschrittene
3 Stunden
Beck-Texte im dtv BGB oder Habersack, Deutsche Gesetze

& SACHVERHALT

Das Ehepaar Müller (M) hat am 11.12.2018 standesamtlich geheiratet. Da sie keine winterliche
Hochzeitsfeier wünschten, planten sie für den 1.5.2020 eine Hochzeitsfeier. Dazu wollten sie
rund 70 Gäste einladen. Dafür kamen sie Anfang Februar 2020 mit der Pächterin des Kölner
Restaurants „Weitblick“, Marie Voigt (V), ins Gespräch und führten mündliche Vertrags-
verhandlungen. Im Rahmen des Gesprächs wurde sowohl über die Überlassung der Räum-
lichkeiten als auch über etwaige weitere Dienstleistungen, wie eine Endreinigung, das Cate-
ring oder Bedienung, gesprochen. Dabei wurden verschiedene Speisefolgen mit unterschiedli-
chen Preisgestaltungen alternativ besprochen. V schickte eine auf den 5.4. datierte Rechnung,
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Göttingen. Die Klausur ist im Rahmen der Übung im Bürgerlichen Recht für Fortgeschrittene im Sommersemester 2023
konzipiert, sie orientiert sich an BGHNJW 2022, 1382.
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die als einzigen Rechnungsposten die entgeltliche Überlassung der dort näher beschriebenen
Räumlichkeiten zum Zins von 2.600 EUR auswies. Dieser Betrag wurde von M in der
gleichen Woche an V bezahlt.

Die geplante Hochzeitsfeier konnte allerdings nicht durchgeführt werden, weil aufgrund der
§§ 11, 12 der Verordnung der nordrhein-westfälischen Landesregierung zum Schutz vor
Neuinfizierungen mit dem Coronavirus SARS-Cov-2 (NRWCoronaSchVO) in der ab 27.4.
2020 gültigen Fassung Veranstaltungen sowie Zusammenkünfte und Ansammlungen im
öffentlichen Raum von mehr als zwei Personen untersagt wurden. Deutschlandweit wurden
zu diesem Zeitpunkt vergleichbare Regelungen erlassen.

Vor dem 27.4.2020 bestanden keine vergleichbaren Beschränkungen, sodass M und V von
diesen Maßnahmen schockiert waren. Mit Schreiben vom 24.4.2020 baten die M um Rück-
zahlung der bereits getätigten Zahlung, wenigstens aber eines Teils der Zahlung. Die Forde-
rungen der M lehnte V ab und wies darauf hin, dass sie dem Ehepaar M bereits am 23.3.2020
unter Angabe von mehreren Alternativterminen – auch für das Jahr 2021 – angeboten hatte,
die Hochzeit zu verschieben. M hingegen argumentierten, dass eine Verschiebung der Hoch-
zeitsfeier nicht in Betracht käme, ohne dies jedoch zu begründen.

Besteht ein Anspruch der M gegen V auf vollständige oder teilweise Rückzahlung von 2.600 EUR?

Bearbeitungshinweis: §§ 9, 11 und 12 NRWCoronaSchVO in der ab dem 27.4.2020 gültigen Fas-
sung:

§ 9 NRWCoronaSchVO – Gastronomie

(1) Der Betrieb von Restaurants, Gaststätten, Imbissen, Mensen, Kantinen, Kneipen, (Eis-) Cafés und
anderen gastronomischen Einrichtungen ist untersagt …

§ 11 NRWCoronaSchVO – Veranstaltungen, Versammlungen, Gottesdienste, Beerdigungen

(1) Veranstaltungen und Versammlungen sind untersagt, soweit in den folgenden Absätzen nichts
anderes bestimmt ist. Für Zusammenkünfte und Ansammlungen gilt § 12.

(2) Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der
Daseinsfür- und -vorsorge (insbesondere Aufstellungsversammlungen zur Kommunalwahl und Blutspen-
determine) zu dienen bestimmt sind, bleiben zulässig …

(4) Versammlungen zur Religionsausübung finden unter den von den Kirchen und Religionsgemein-
schaften aufgestellten Beschränkungen zur Einhaltung der Abstands- und Hygieneregeln statt.

§ 12 NRWCoronaSchVO – Zusammenkünfte, Ansammlungen, Aufenthalt im öffentlichen Raum

(1) Zusammenkünfte und Ansammlungen im öffentlichen Raum von mehr als 2 Personen sind untersagt.
Ausgenommen sind

1. Verwandte in gerader Linie, Geschwister, Ehegatten, Lebenspartnerinnen und Lebenspartner,

2. in häuslicher Gemeinschaft lebende Personen, …

Art. 240 § 2 EGBGB in der Fassung vom 1.4.2020:

(1) Der Vermieter kann ein Mietverhältnis über Grundstücke oder über Räume nicht allein aus dem
Grund kündigen, dass der Mieter im Zeitraum vom 1.4.2020 bis 30.6.2020 trotz Fälligkeit die Miete
nicht leistet, sofern die Nichtleistung auf den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie beruht. Der
Zusammenhang zwischen COVID-19-Pandemie und Nichtleistung ist glaubhaft zu machen. Sonstige
Kündigungsrechte bleiben unberührt.

…

& LÖSUNG

Hinweis: Der Fall greift die Problematik der Mieten während der Covid-19-Pandemie und den daraufhin
erlassenen hoheitlichen Beschränkungsmaßnahmen auf. Diese Fallkonstellation verbindet Probleme des
allgemeinen Teils des Schuldrechts (Störung der Geschäftsgrundlage, Unmöglichkeit) mit solchen des
Mietrechts (Mangelbegriff, Kündigung) und bietet darüber hinaus die Möglichkeit, die Anwendbarkeit
des allgemeinen Leistungsstörungsrechts neben dem mietrechtlichen Gewährleistungsrecht zu diskutie-
ren. Die Klausur eignet sich besonders zur Notendifferenzierung, da einerseits das Auffinden der Pro-
blemkreise keine besonders große Herausforderung darstellen dürfte, die präzise Herausarbeitung dieser
Probleme sowie das Auffinden der richtigen Anspruchsgrundlagen und die Verschneidung des allgemei-
nen mit dem besonderen Schuldrecht allerdings genügend Potential für höhere Punkteränge bieten.
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